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Christian Klicki 
Das Gebot der interkommunalen Gleichbehandlung

Die Kommunen bewerben sich um staatliche Fördermittel, mit
dem Ziel die Lebensqualität vor Ort zu erhöhen. Bei der Verteilung
von staatlichen Zuschüssen kämpfen vor allem Städte und
Gemeinden mit „harten Bandagen“, um gegenüber dem
Landesgesetzgeber die besten Projektideen einzureichen und
Nachbarkommunen auszustechen. Geht eine Kommune leer aus,
fühlt sie sich oft ungleich behandelt. In juristischer Hinsicht wird
dabei eine Verletzung des Gebots der interkommunalen
Gleichbehandlung gerügt. 

Seinen Hauptanwendungsfall hat das Gebot bei der
Ausgestaltung des kommunalen Finanzausgleichs. Es kam
insbesondere bei der Ausgestaltung von Abundanzumlagen, wie
dem nordrhein-westfälische „Kommunal-Soli“, zur Geltung. Mit
Hilfe des interkommunalen Gleichbehandlungsgebots wurde auch
der Zensus 2011 sowie sog. „Hochzeitsprimären“, die Anreize für
die freiwillige Fusionen von mehreren Kommunen setzen,
beanstandet. 
Erstmals tauchte der Rechtsgrundsatz im Jahr 1993 in der
Rechtsprechung des nordrhein-westfälischen
Verfassungsgerichtshofes auf. Mittlerweile war das Gebot
Gegenstand von Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts
sowie zahlreicher Landesverfassungs- und Verwaltungsgerichte.
Dennoch gibt es viele Unklarheiten bei der Anwendung und der
Reichweite des Rechtsgrundsatzes. Erstaunlicherweise fehlt eine
systematische Aufarbeitung des Gleichbehandlungsgebots in der
Literatur, sodass mit dieser monografischen Untersuchung diese
Lücke geschlossen werden soll. 
Es wird eine Bestandsaufnahme der Rechtsprechung und
Literatur zum Gebot der interkommunalen Gleichbehandlung
vorgenommen. Es wird untersucht, ob nur Gemeinden und
Gemeindeverbände oder auch andere kommunale Institutionen,
wie zum Beispiel Zweckverbände, eine Verletzung des
kommunalen Gleichbehandlungsgrundsatzes rügen können. Dabei
wird die Frage beantwortet, ob das interkommunale
Gleichbehandlungsgebot nur im Verhältnis zwischen dem Staat
und den Kommunen gilt, oder auch im Verhältnis mehrerer
Kommunen zur Anwendung kommt. Aus Sicht der Kommunen ist
es wichtig, Kenntnis darüber zu haben, in welchen Fällen eine
Ungleichbehandlung vorliegt und welche
Rechtsschutzmöglichkeiten vorhanden sind. In diesem
Zusammenhang behandelt die Untersuchung die Fragestellung,
ob Gemeinde und Gemeindeverbände mit Hilfe des Gebots
konkret bezifferbare Ansprüche geltend machen können.
Der Themenkomplex „Gleichbehandlung der Kommunen“ wird das
erste Mal in Form einer Dissertation behandelt. Aus diesem Grund
richtet sich das Werk an Rechtsschaffende und Rechtsanwender
aus der kommunalen Praxis. Es kann sowohl den Mitarbeitern in
den Kommunalministerien und den Kommunalverwaltungen als
auch Rechtsanwälten, kommunalen Fachverbänden und
ehrenamtlichen Kommunalpolitikern zur Lektüre empfohlen
werden. 

Christian Klicki hat Rechtswissenschaften an der Universität zu
Köln studiert. Seine Promotion absolvierte er an der Heinrich-
Heine Universität in Düsseldorf. Zurzeit ist er Rechtsreferendar am
Landgericht Wuppertal. Die kommunale Praxis kennt er durch
seine Tätigkeit als Fraktionsvorsitzender im Rat der Stadt
Wermelskirchen. 

Der Autor gibt bei seinen Untersuchungen einen guten Einblick in
den Hauptanwendungsfall für das Gebot der interkommunalen
Gleichbehandlung, die Schlüsselzuweisungen und das komplexe
Berechnungssystem des kommunalen Finanzausgleichs. 

(Volker Wilke, AKP, Ausgabe 2/2021)

Wer sich als Richter, als Anwalt oder als Rechtswissenschaftler mit
dem Problem der interkommunalen Gleichbehandlung
konfrontiert sieht, tut gut daran, sich bei Klicki über die
Entwicklung und die dogmatischenHintergründe des Gebots zu
informieren.

(Stefan Haack, Verwaltung 01/2020)

Weitere Informationen & Datenschutzerklärung auf der zweiten Seite.
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Preisänderungen, -irrtümer und Umfangkorrekturen
vorbehalten. Alle Preise inkl. Mwst., zzgl. Versandkosten.

Als Verbraucherhaben Sie ein 14tägiges Widerrufsrecht.
Einzelheiten hierzu finden Sie unter:
http://www.ksv-medien.de/AGB_Widerruf.php.

Amtsgericht Wiesbaden, HRA 6595
Persönlich haftende Gesellschafterin:
Kommunal- und Schul-Verlag
Verwaltungsgesellschaft mbH, Wiesbaden

Amtsgericht Wiesbaden, HRB 22498,
Geschäftsführerin: Dr. René Heinen,
Dr. Rolf-Georg Müller LL.M

Kommunal- und Schul-Verlag GmbH & Co.KG
Konrad-Adenauer-Ring 13
65187 Wiesbaden

Datenschutzerklärung
Datenschutzerklärung
Die nachfolgenden Datenschutzbestimmungen gelten für
Bestellungen per Telefon, E-Mail, Post oder per Fax.

Verantwortlicher
Die für die Erhebung, Speicherung und Verarbeitung
Ihrer personenbezogenen Daten verantwortliche Stelle 
im Sinne von Art. 4 lit. 7 Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) sowie anderer nationaler Datenschutzgesetze
und sonstiger datenschutzrechtlicher Bestimmungen ist:

Kommunal- und Schul-Verlag GmbH & Co. KG
Geschäftsführung: Dr. Ulrike Henschel MBA,
Dr. Rolf-Georg Müller, LL.M.
Konrad-Adenauer-Ring 13
65187 Wiesbaden
Tel. 0611 88086 - 0
info@ksv-medien.de

Datenschutzbeauftragter
Wir weisen darauf hin, dass kein Datenschutzbeauftragter
benannt werden muss. Fragen zum Datenschutz senden
Sie bitte an: datenschutz@ksv-medien.de.

Rechtsgrundlage Datenerhebung und -verarbeitung
Die rechtliche Grundlage der Verwendung Ihrer Daten er-
gibt sich aus der Datenschutzgrundverordnung. Wenn Sie
uns die Einwilligung zur Nutzung Ihrer Daten erteilt ha-
ben, bildet Art. 6 Abs. 1 lit. a DSGVO die rechtliche Grund-
lage. Wenn wir Ihre Daten zur Erfüllung eines Vertrages, 
zum Beispiel im Rahmen einer Bestellabwicklung, benö-
tigen, ist Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO die Rechtsgrundlage.
Soweit die Verarbeitung Ihrer Daten zur Erfüllung einer
rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist, dient Art. 6 
Abs. 1 lit. c DSGVO als Rechtsgrundlage. Bei einem Über-
wiegen berechtigter Interessen ergibt sich die rechtliche
Grundlage aus Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO.

Datenlöschung und Speicherdauer
Die personenbezogenen Daten der betroffenen Person
werden gelöscht oder gesperrt, sobald der Zweck der 
Speicherung entfällt. Eine Speicherung kann darüber hi-
naus dann erfolgen, wenn dies durch den europäischen 
oder nationalen Gesetzgeber in unionsrechtlichen Ver-
ordnungen, Gesetzen oder sonstigen Vorschriften, denen
der Verantwortliche unterliegt, vorgesehen wurde. Eine
Sperrung oder Löschung der Daten erfolgt auch dann,
wenn eine durch die genannten Normen vorgeschriebe-
ne Speicherfrist abläuft, es sei denn, dass eine Erforder-
lichkeit zur weiteren Speicherung der Daten für einen
Vertragsabschluss oder eine Vertragserfüllung besteht.
Datenerhebung, -speicherung und -verarbeitung Wenn
Sie bei uns per Telefon, E-Mail, Post oder Fax bestellen,

werden die von Ihnen dabei mitgeteilten Daten von uns
gespeichert, um Ihre Bestellung zu bearbeiten und ge-
gebenenfalls von Ihnen gestellte Fragen zu beantworten.
Folgende Angaben erheben wir bei Ihrer Anfrage: Anrede
(Herr/Frau), Vorname, Nachname, Straße, Hausnummer,
Postleitzahl, Ort, Telefonnummer, Faxnummer, E-Mail-Ad-
resse, Mitteilungstext, Datum und Uhrzeit Ihrer Anfrage.
Ihre Daten zur Anschrift, Lieferung und zum Zahlungs-
weg werden benötigt, um Ihre Bestellung durchzuführen
oder Ihnen Informationen zu Ihrer Bestellung zukommen
zu lassen. Sämtliche personenbezogenen Daten erheben,
speichern und verwenden wir ausschließlich zur Vertrags-
abwicklung, Leistungserbringung und Abrechnung. Wir
benötigen Ihre Daten zur Erfüllung des Vertrages bzw. der
Bestellabwicklung, Rechtsgrundlage ist Art. 6 Abs. 1 lit. b
DSGVO, ferner aufgrund einer rechtlichen Verpflichtung
nach Art. 6 Abs. 1 lit. c DSGVO. Wir übermitteln personen-
bezogene Daten an Dritte nur dann, wenn dies im Rah-
men der Vertragsabwicklung notwendig ist, etwa für den 
Versand der Ware. Eine weitergehende Übermittlung Ihrer
Daten etwa zu Zwecken der Werbung erfolgt nicht. Wir lö-
schen Ihre Daten, wenn Ihre Daten nicht mehr im Rahmen
vertraglicher Aufbewahrungspflichten benötigt werden.

Versenden von E-Mails zu Werbezwecken
Wenn wir Ihre E-Mail-Adresse im Zusammenhang mit
der Bestellung erhalten haben, verwenden wir diese E-
Mail-Adresse, um Ihnen außerhalb des Vorliegens einer 
konkreten Einwilligung Informationen über unsere Ver-
lagsprodukte zukommen zu lassen (§ 7 Abs. 3 UWG).
Zusätzlich gemachte freiwillige Angaben verwenden wir,
um etwaige Werbung zielgruppengerecht auszuwählen
und zu gestalten. Rechtsgrundlage ist Art. 6 Abs. 1 Satz
1 lit. f DSGVO. Wir speichern Ihre E-Mail-Adresse für die
Zeit, während derer Sie der Nutzung zum Zwecke des
Versands werblicher E-Mails nicht widersprochen haben
und wir Ihnen regelmäßig Werbung per E-Mail zusenden.
Sie können der Verwendung Ihrer E-Mail-Adresse zu dem
vorgenannten Zweck jederzeit widersprechen. Den Wi-
derruf können Sie durch Anklicken des in jeder unserer
werblichen E-Mails bereitgestellten Links erklären oder
dadurch, dass Sie uns eine E-Mail an vertrieb@ksv-me-
dien.de schicken (andere als die Übermittlungskosten
nach den Basistarifen entstehen Ihnen hierdurch nicht).

Widerspruchsrecht
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personen-
bezogenen Daten zu Zwecken der Direktwerbung oder
Datenanalyse zu widersprechen. Wenn wir Ihre Daten zur
Wahrung berechtigter Interessen verarbeiten, können Sie
dieser Verarbeitung widersprechen, wenn sich aus Ihrer 
besonderen Situation Gründe ergeben, die gegen die Ver-
arbeitung der Daten sprechen.

Wie lange speichern und verarbeiten wir Ihre Daten?
Sofern in diesen Datenschutzhinweisen nicht gesondert
angegeben, löschen wir Ihre Daten, sobald sie für die ge-
nannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Es kann
vorkommen, dass wir Ihre Daten für die Zeit aufbewah-
ren, in der Ansprüche gegen uns geltend gemacht wer-
den können (gesetzliche Verjährungsfrist von bis zu drei 
Jahren). Rechtsgrundlage hierfür ist Art. 6 Abs. 1 Satz 1lit.
f DSGVO. Zudem speichern wir Ihre Daten, soweit wir
gesetzlich dazu verpflichtet sind. Solche Nachweis- und 
Aufbewahrungspflichten ergeben sich unter anderem
aus dem Handelsgesetzbuch oder steuerrechtlichen
Vorschriften und sehen Fristen von bis zu zehn Jahren
vor. Rechtsgrundlage hierfür ist Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. c
DSGVO.

Wie speichern und verarbeiten wir Ihre Daten?
Ihre Daten werden ausschließlich auf verlagseigenen
oder zertifizierten Rechnern gespeichert, um Missbrauch
durch Dritte zu verhindern. Der Zugriff auf Ihre Daten bei
uns ist nur Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern möglich, die
eine Berechtigung dafür besitzen und die sich ausdrück-
lich zur Einhaltung des Datenschutzes verpflichtet haben.
Es werden nur Daten gespeichert und verarbeitet, die zur
Erfüllung der jeweiligen Aufgabe notwendig sind. Zusätz-
lich überwacht ein interner Datenschutzbeauftragter die
Einhaltung der Regeln zum Datenschutz. Eine Weiterga-
be Ihrer Daten an Dritte erfolgt nur im Fall gesetzlicher
oder vertraglicher Verpflichtung oder wenn Sie ausdrück-
lich in die Weitergabe Ihrer Daten an Dritte eingewilligt
haben. Im Rahmen der Verarbeitung Ihrer Daten bedienen
wir uns teilweise externer Dienstleister. Alle von uns be-
auftragten Dienstleister haben ihren Sitz in der Europäi-
schen Union und wurden von uns sorgfältig ausgewählt
und beauftragt. Sie sind an unsere Weisungen gebunden
und werden regelmäßig kontrolliert.

Ihre Rechte im Hinblick auf den Datenschutz
Werden personenbezogene Daten von Ihnen verarbeitet,
sind Sie Betroffener im Sinne der DSGVO und es stehen
Ihnen folgende Rechte gegenüber uns als Verantwortli-
chem zu: • Recht auf Auskunft, Art. 15 DSGVO • Recht auf
Berichtigung oder Löschung, Art. 16,17 DSGVO • Recht
auf Einschränkung der Verarbeitung, Art.18 DSGVO •
Recht auf Datenübertragbarkeit, Art. 20 DSGVO • Recht
auf Widerspruch gegen die Verarbeitung, Art. 21 DSGVO.

Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde
Darüber hinaus haben Sie das Recht zur Beschwerde bei
einer Datenschutz- Aufsichtsbehörde. Die für uns zustän-
dige Datenschutz-Aufsichtsbehörde ist: Der Hessische
Datenschutzbeauftragte, Gustav-Stresemann- Ring 1,
65189 Wiesbaden.
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